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(2) Das Genehmigungsverfahren für Nutzungen der in 
der Anlage zum Wassergesetz aufgeführten Berliner 
Wasserstraßen wird durch das Wasserstraßenhauptamt 
Berlin durchgeführt.

§ 12
(1) Zur Einleitung des Genehmigungsverfahrens ist 

bei Investitionsmaßnahmen ein wasserwirtschaftlicher 
Vorbescheid im Stadium der Ausarbeitung der Auf­
gabenstellung oder, soweit nach den Investitionsbestim­
mungen eine Aufgabenstellung nicht erforderlich ist, im 
Stadium der Vorbereitung der Maßnahme vor Aus­
arbeitung der Ausführungsunterlagen von dem Nutzer 
oder vom'Planträger bzw. Investitionsträger beim Rat 
des Kreises bzw. bei der Wasserwirtschaftsdirektion zu 
beantragen.

(2) Die Einleitung des Genehmigungsverfahrens kann 
auch auf Veranlassung des für die Gewässeraufsicht zu­
ständigen Organs erfolgen.

(3) Der wasserwirtschaftliche Vorbescheid ist für die 
Ausarbeitung der Aufgabenstellung und für die Pro­
jektierung von Anlagen, die der Wassernutzung dienen, 
verbindlich. Seine Einhaltung ist vor Erteilung der 
Nutzungsgenehmigung zu kontrollieren. Die Geltungs­
dauer des Vorbescheides kann zeitlich begrenzt werden.

§ 13
(1) Der Antrag auf Erteilung eines wasserwirtschaft- 

' liehen Vorbescheides muß folgende Angaben enthalten:
vorgesehene örtliche Lage der Nutzung, 
beabsichtigte Wasserentnahme, Wasser- bzw. Ab­
wassereinleitung nach Menge, Beschaffenheit und 
Zeit, beabsichtigter Aufstau oder beabsichtigte Ab­
senkung,
vorhandene und beabsichtigte Produktion, bei der 
Wasser gebraucht wird oder Abwasser anfällt, 
beabsichtigte Gestaltung der Betriebswasserwirt­
schaft unter Berücksichtigung sparsamer Wasser­
verwendung sowie volkswirtschaftlich notwendiger 
Wertstoffgewinnung aus Abwasser.

(2) Das für die Erteilung der Genehmigung zuständige 
Organ kann weitere Angaben fordern.

§ 14
Der wasserwirtschaftliche Vorbescheid enthält ins­

besondere Festlegungen über
a) die wasserwirtschaftliche Beurteilung der örtlichen 

Lage der Nutzung,
b) den Ausgleich betroffener Nutzungen im Rahmen 

der Wasserbilanz des Einzugsgebietes,
c) die höchstzulässige Entnahme-, Einleitungs- und 

Verlustmenge,
d) wassersparende Maßnahmen,
e) die zulässigen Grenzwerte der Abwasserbeschaf­

fenheit unter Berücksichtigung der Einleitung bei 
Niedrigwasserführung,

f) die Art der Abwasserbehandlung und soweit mög­
lich die Technologie der Abwasserbehandlung und 
Wertstoffgewinnung,

g) die höchste und tiefste Staugrenze,
h) die Termine für die Vorlage der für die Erteilung 

der Nutzungsgenehmigung erforderlichen Unter­
lagen und die Angaben über den Umfang der 
Unterlagen.

§ 15
Den Inhabern von Nutzungen, deren Nutzungsrecht 

auf Grund früherer wasserrechtlicher Bestimmungen 
begründet wurde, sowie den Nutzern, die eine Nutzungs­
genehmigung nicht besitzen, können im wasserwirt­
schaftlichen Vorbescheid zwischenzeitlich bis zum Ab­
schluß des Abänderungs- bzw. Genehmigungsverfahrens 
Auflagen zur Wassereinsparung oder zur Verbesserung 
der Technologie und des Wirkungsgrades der Anlage, 
die Einfluß auf die Abwasserbeschaffenheit hat, erteilt 
werden.

§ 16
(1) Das gemäß § 12 eingeleitete Genehmigungsverfah­

ren wird durch die Erteilung der Genehmigung abge­
schlossen. Die Erteilung der Genehmigung ist von dem 
Nutzer oder vom Planträger bzw. Investitionsträger 
mindestens 3 Monate vor Baubeginn beim Rat des 
Kreises bzw. Bezirkes bzw. bei der Wasserwirtschafts­
direktion zu beantragen.

(2) Die Erteilung der Genehmigung von Nutzungen, 
die keiner Investitionsmaßnahmen bedürfen, ist min­
destens 3 Monate vor Nutzungsbeginn zu beantragen.

(3) Dem Antrag sind die technischen und ökono­
mischen Unterlagen beizufügen, um die nach § 16 Abs. 2 
des Wassergesetzes möglichen Auswirkungen beurteilen 
zu können. Von Fall zu Fall wird der Umfang der 
Antragsunterlagen von dem für die Durchführung des 
Verfahrens zuständigen staatlichen Organ bestimmt.

§ 17
(1) Die beantragte Nutzung ist allen Beteiligten be­

kanntzugeben.
(2) Kann der Kreis der Beteiligten nicht übersehen 

werden, so ist die beantragte Nutzung ortsüblich öffent­
lich bekanntzugeben.

(3) Über die beantragte Nutzung ist, soweit erforder­
lich, mit allen Beteiligten in einem Ortstermin zu 
beraten.

(4) Begründete Einwände gegen Art, Umfang und 
Auswirkung einer beantragten Nutzung sowie Ent­
schädigungsansprüche sind im Ortstermin oder inner­
halb von 4 Wochen nach der Bekanntgabe zu machen.

§ 18
(1) Über den Antrag und die erhobenen Einwendun­

gen und Entschädigungsansprüche ist zu entscheiden, 
nachdem mit den an der Nutzung Interessierten, ins­
besondere den Fachorganen der örtlichen Räte, den 
Bezirkswirtschaftsräten, den Kreislandwirtschaftsräten, 
den Kreishygieneinspektionen, den landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften, den Produktionsgenossen­
schaften werktätiger Fischer, den staatlichen Forstwirt­
schaftsbetrieben und den Kreisfachausschüssen des 
Deutschen Anglerverbandes beraten wurde.

(2) Uber die Höhe der Entschädigungen kann auch 
nach Erteilung der Genehmigung entschieden werden.

(3) Das für die Genehmigung zuständige staatliche 
Organ kann mehrere Nutzer im volkswirtschaftlichen 
Interesse verpflichten, eine gemeinsame Nutzungsanlage 
zu errichten, zu betreiben und instand zu halten.

§ 19
(1) Die Genehmigung der Nutzung muß enthalten: 

Nutzer und örtliche Lage der Nutzung,
Art und Umfang der Nutzung gegebenenfalls Be­
fristung der Ausübung der Nutzung,


